| Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 26. 


(Nr, 7663.) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts in Pyrmont. Vom 
17. Mai 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ee. 


verordnen, in Gemäßheit des zwiſchen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont geſchloſſenen 
Vertrages vom 18. Juli 1867., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
für das Gebiet der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont, was folgt: 

Das Amtsgericht in Pyrmont iſt in bürgerlichen Rechtsſachen, außer in 
den Fällen des $. 4. Nummer I. der Verordnung vom 6. Oktober 1868. (Gefeß- 
Samml. für die Preußiſchen Staaten S. 897, Fürſtlich Waldeckiſches Regierungs⸗ 
Blatt S. 119.), ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenſtandes, vom 
1. Juli d. J. ab zuſtändig: 15 5 

für die Verhandlung und Entſcheidung der Arreft- und Sequeſtrations⸗ 
ſachen, der Exekutiv⸗ und Wechſelprozeſſe, für das geſammte Vollſtreckungs⸗ 
verfahren, einſchließlich der Vollſtreckungsverfügung und der Entſcheidung 
auf erhobene Einwendungen, und zur Ertheilung des Befriedigungs⸗ 
befehls im bedingten Mandatsprozeſſe, ſowie zur Ueberleitung deſſelben 
in den ordentlichen Prozeß. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. Mai 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 
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(Nr. 7664.) Nachtrags⸗Privilegium wegen theilweiſer Abänderung des der Stadt Görlitz 
N unterm 29. Mai 1869. ertheilten Privilegiums zur Ausgabe auf den 
Inhaber lautender 4 prozentiger Stadt⸗Obligationen zum Betrage von 
1,600,000 Thalern. Vom 25. April 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 
Nachdem der Magiſtrat der Stadt Görlitz darauf angetragen hat, daß 
das der Stadt Görlitz am 29. Mai 1869. (Gefeß- Samml. von 1869. S. 846.) 
ertheilte Privilegium: ö 
zur Umwandlung der bisherigen kündbaren Staatsſchuld in Inhaber⸗ 
papiere, ſowie zur Ausführung verſchiedener Bauten und zur Beſtrei⸗ 
tung anderer, aus der Vergrößerung der Stadt entſpringenden Aus⸗ 
gaben, die bisherige der Tilgung unterliegende Stadtſchuld von 1,000,000 
Thalern auf 1,600,000 Thaler erhöhen, und zu dieſem Zwecke auf den 
Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen aus⸗ 
geben zu dürfen, 
dahin abgeändert werde, daß die ganze Summe der Schuld von 1,600,000 
Thalern in zwei Serien eingetheilt werde, wovon die erſte Serie 
300 Stücke à 500 Thaler 150,000 Thaler, 


875 1 %% 17% 000 
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in Summa = 800,000 Thaler, 
nach dem am 29. Mai 1869. vorgeſchriebenen Schema, und die zweite Serie, 
in Thalern und in Franken Eidgenöſſiſcher Währung ausgefertigt: 
1600 Stücke ? 1500 Franken 2,400,000 Franken, 


1 6000 Saler 640,000 Thaler, 

vr, 6000 Franken 600,000 Franken 
0 zo U U 
1 160,000 Thaler, 


$. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Austellung von Papieren, 
welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zu dieſer Abän⸗ 
derung des Privilegiums vom 29. Mai 1869., beziehentlich zu den für die zweite 
Serie der Obligationen gemäß der Anlage abgeänderten Beſtimmungen des 
Schemas, hierdurch, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch auch durch dieſes Nachtrags-Privilegium den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 
Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen SCH 

Gegeben Berlin, den 25. April 1870. 

(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 
Preu⸗ 


’ e dem anliegenden Schema enthalten ſollen, ertheilen Wir in Gemäßheit des 


Preußiſche Gberlauſitz, Regierungsbezirk Liegnitz. 


(Stadtwappen.) 
Serie I VV 
Obligation der Stadt Goͤrlitz 
über 


„„ Franken Eidgenöſſiſche Währung. 
. Thaler Preußiſch Kurant. 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 29. Mai 1869. (Geſetz⸗ 


Samml. von 1869. S. 846.) und des Nachtrags-Privilegiums vom 25. April 1870. 
(Geſetz-Samml. von 1870. S.. ). 


1) Der Magiſtrat der Stadt Görlitz beurkundet und bekennt hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation en a en ch. W darge⸗ 
FFF ranken Eidgenöſſiſche Währung, 
C0000 Thalern Preußiſch Kurant, 

Fh 5 Franen Thalern, deſſen 

mpfang hiermit Namens der Stadtgemeinde beſcheinigt wird, von der 
letzteren zu fordern hat. Dieſe Summe bildet einen Theil des zu 

Kommunalzwecken auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 

29. Mai 1869. und des Nachtrags⸗Privilegiums vom 25. April 

1870. aufgenommenen Darlehns in Obligationen II. Serie von 

. Franken, 

Re Thalern. 

Die Rückzahlung dieſes Geſammtdarlehns II. Serie geſchieht vom Jahre 

1870. an in ſpäteſtens 38 Jahren, alſo bis 1907., aus einem Tilgungs⸗ 

fonds nach Maaßgabe des feſtgeſtellten und genehmigten Tilgungsplaus. 

Dieſem Tilgungsfonds werden, dem Tilgungsplane gemäß, jährlich Ein 

Prozent des geſammten Kapitals als feſte Tilgungsxrente, ſowie ſämmt⸗ 

liche erſparte Zinſen von den getilgten Schuldbeträgen zugeführt und 

auf den Stadthaushalts⸗Etat übernommen. 

3) Die einzulöſenden Schuldverſchreibungen werden durch das Loos be⸗ 
ſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in Görlitz im Monat Auguſt jeden 
Jahres, zunächſt im Auguſt 1870., unter Zuziehung eines öffentlichen 
Notars, welcher die gezogenen Nummern regiſtrirt und das Verzeichniß 
derſelben ſowohl dem Magiſtrate zu Görlitz als der Handelsbank zu 
Baſel zuſendet. | 
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Der Stadtgemeinde Görlitz bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 
nicht nur den Tilgungsfonds zu verſtärken, oder ſämmtliche umlaufende 
Obligationen auf einmal zu kündigen, ſondern auch an Stelle des Aus⸗ 
looſungsverfahrens, jedoch unbeſchadet der Höhe der planmäßigen Til⸗ 
gung, ganz oder theilweiſe den freihändigen Ankauf der Obligationen 
treten zu laſſen. 

Den Gläubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu. 


4) Die ausgelooſten beziehungsweiſe gekündigten Schuldverſchreibungen wer⸗ 
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den unter Bezeichnung ihrer Serien, Buchſtaben, Nummern und Be⸗ 
träge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung der Darlehns⸗ 
valuta erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 

Die Bekanntmachung erfolgt mindeſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Lieg⸗ 
nitz, in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, in Görlitzer Lokalblättern, ſo⸗ 
wie in den Baſeler Nachrichten und in der Schweizeriſchen Handels 
zeitung in Zürich. 

Die nähere Beſtimmung der Görlitzer Lokalblätter, ſowie die Wahl 
eines anderen Blattes, wenn eines der vorbeſtimmten Blätter eingehen 
ſollte, bleibt dem Magiſtrat mit Genehmigung der Königlichen Regierung 
vorbehalten. a 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen zum Nominalwerthe und 
mit den darauf noch haftenden Zinſen erfolgt gegen Rückgabe dieſer 
Obligation und der dazu gehörigen, noch nicht fälligen Zinskupons, welche 
mit abzuliefern find, nach Wahl des Gläubigers entweder bei der Stadt⸗ 
Hauptkaſſe in Görlitz in Preußiſchem Kurant oder an der Kaſſe der 
Baſeler Handelsbank in Baſel in Eidgenöſſiſcher Währung nach Ablauf 
der Kündigungsfriſt. Die Verzinſung des Kapitals hört mit dem Ab: 
lauf der Kündigungsfriſt auf. Für die fehlenden Zinskupons wird der 
Betrag am Kapitale abgezogen. 

Dieſe Schuldverſchreibung wird mit vier und einem halben Prozent jähr⸗ 
lich verzinſt. Die Verzinſung erfolgt halbjährlich am 30. Juni und 
31. Dezember jeden Jahres, ſowie ſpäterhin, ſo lange die Zinſen nicht 
verjährt find (ſ. Nr. 7.), gegen Rückgabe des fälligen Zinskupons, 
und zwar entweder bei der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Görlitz in Preußiſchem 
Kurant oder an der Kaſſe der Baſeler en in Bafel in Eid. 
genöſſiſcher Währung, je nachdem der Kupon an dem erſteren oder 
dem letzteren Orte präſentirt wird. 

Mit dieſer Obligation ſind zwanzig halbjährliche Zinsſcheine aus⸗ 
gegeben; die Ausgabe der Zinsſcheine für eine weitere zehnjährige Periode 
erfolgt bei der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Görlitz oder je nach Verlangen bei 
der Baſeler Handelsbank in Baſel gegen Einreichung des Talons. Geht 
der Talon verloren, ſo geſchieht die Aushändigung der neuen Serie der 
Zinsſcheine an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern letztere recht⸗ 
zeitig vorgezeigt wird. 


7) Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche inner⸗ 
halb 


5 


halb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben ſind, 
ſowie die innerhalb der nächſten vier Jahre nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in welchem fie fällig geworden find, nicht erhobenen Zinſen, ver⸗ 
jähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Görlitz. 


8) In Anſehung der verlorenen oder vor ihrer Einlöſung vernichteten Obli⸗ 
gationen finden die auf die Preußiſchen Staatsſchuldſcheine Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf⸗ 
gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere 

8 $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 
a) die im F. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem 
Magiſtrate in Görlitz gemacht werden. 

Dieſem ſtehen alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe zu, 
welche nach der angeführten Verordnung dem Schatzminiſterum zu⸗ 
kommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet Rekurs an 
die Königliche Regierung zu Liegnitz ſtatt / 

b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem 
Königlichen Kreisgerichte zu Görlitz d 

e) die in $$. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
geſchehen durch die ad 4. dieſer Obligation bezeichneten Blätter; 

d) an die Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine ſollen vier, und an die Stelle des $. 8. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 

Zinskupons werden weder aufgeboten noch amortiſirt, doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vier⸗ 
jährigen Verjährungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtatt⸗ 
gehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung 
oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen 
Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


9) Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen, ſowie für die Erfüllung 
der eingegangenen Verpflichtungen überhaupt, haftet das geſammte Ver⸗ 
mögen und die geſammte Leiſtungskraft der Stadtkommune Görlitz. 


Görlitz, den 18%. 
1 
Der Magiſtrat. 


(Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


Eingetragen: | 
Hol... ME. der Kontrole 
NG > 
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Preußiſche Oberlauſitz, Regierungsbezirk Ciegnitz. 


Serie 
Zinskupon N 
ER Ritt eher Fank Lenk 
zur 
Obligation Ser. ..... ee %. der Stadt Goͤrlitz 
über a 
SR RER Franken Eidgenöſſiſche Währung. 
. Thaler. 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am en 
a art = halbjährlichen Zinſen à vier einhalb Prozent mit 
ee ranken ..... Centimes a 
. n 5 en 


Hauptkaſſe zu Görlitz in Preußiſchem Kurant oder an der Kaffe der Baſeler 
Handelsbank zu Baſel in Eidgenöſſiſcher Währung. 


Görlitz, den n . 18 
Kupon⸗ x 1 
(Stempel) Der Magiſtrat. 
Eingetragen: 
sub 2.2... der Kontrole. 
. 


(Anmerkung: Die Namensunterſchriften des ag e e und des zweiten Ma⸗ 
giſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 
den; doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag 
nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Fälligkeits⸗ 
jahres erhoben iſt. 


Preu⸗ 


„ 


g Preußiſche Öberlaufis, Regierungsbezirk Liegnitz. 
„„ 


zur 


Obligation Ser.. Ir > „ der Stadt Goͤrlitz 
über N 
„ Franken Eidgenöſſiſche Währung. 
e Thaler Preußiſeh Kurant. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe die ..t Serie 
Zinskupons für die zehn Jahre vom ie nach feiner 
Wahl bei der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Görlitz oder an der Kaffe der Baſeler Han⸗ 
delsbank zu Baſel, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe 
Ausreichung proteſtirt worden iſt. a 

Görlitz, den . n 18. 


. Der Magiſtrat. 


(Anmerkung: Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Ma⸗ 
giſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 
den; doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden.) 


— — — — > 


(Nr. 7665.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Mai 1870,, betreffend die weitere Ausführung 
des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, wegen der Konſolidation Preußi— 
ſcher Staatsanleihen. 


Au den Bericht vom 19. d. M. ermächtige Ich Sie, nach Maaßgabe der 
HH. 4. bis 6. des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 1197.) 
Schuldverſchreibungen der konſolidirten Anleihe in Apoints zu 10,000 Thaler, 
1000 Thaler, 500 Thaler, 200 Thaler, 100 Thaler und 50 Thaler, verzinslich 
zu 45 Prozent am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres, zur Einlöſung eines 
entſprechenden Betrages von Verſchreibungen der im $. 1. g. a. O. unter I. 
Nr. 4. und 10., ſowie unter II. Nr. 5. aufgeführten Anleihen auszugeben. 
Denjenigen, welche in der Zeit vom 9. bis zum 29. Juni d. IJ. einſchließlich 
Schuldverſchreibungen der bezeichneten Anleihen zum Umtauſch einreichen, iſt 
eine Prämie zu zahlen, und zwar: a) beim Umtauſch von Schuldverſchreibungen 
der Anleihe von 1867. C. in Höhe von 2 Prozent, — b) beim Umtauſch von 
Schuldverſchreibungen der Anleihen von 1856. und 1868. A., ſofern jede ein⸗ 
zelne Einlieferung von Schuldverſchreibungen einer oder dieſer beiden Anleihen, 
nach dem Nominalbetrage der dagegen auszugebenden Schuldverſchreibungen der 
konſolidirten Anleihe bemeſſen, weniger als 10,000 Thaler beträgt, in Höhe von 
4 Prozent, ſofern ſie aber 10,000 Thaler erreicht oder überſteigt, in Höhe 

(Nr. 76647666.) von 


E = 2 75 = 1 
von 1 Prozent von dem Nennwerthe der dagegen auszugebenden Schuld- 
verſchreibungen der konſolidirten Anleihe. — 

Berlin, den 23. Mai 1870. f 
5 Wilhelm. 


g Camphauſen. 
An den Finanzminiſter. 


(Nr. 7666.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Mai 1870., betreffend die Genehmigung des Be- 
5 ſchluſſes des 28. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft wegen 
Verwerthung der fortan auszufertigenden Pfandbriefe. 


Au Ihren Bericht vom 14. d. M. will Ich den Beſchluß, welchen der 
28. Generallandtag der Oſtpreußiſchen Landſchaft am 28. März d. J. wegen 
Verwerthung der fortan auszufertigenden Oſtpreußiſchen Pfandbriefe gefaßt hat, 
hiermit in der Faſſung der beiliegenden Ausfertigung genehmigen. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt der Anlage durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Berlin, den 23. Mai 1870. 

Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Beſchluß 


des 
28. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 28. Marz 1870, 
betreffend die Verwerthung der fortan auszufertigenden Pfandbriefe. 


Diejenigen Grundbeſitzer, denen fortan neue landſchaftliche Darlehen von 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft gewährt werden, find wider den Willen der Ge- 
neraldirektion der genannten Landſchaft nicht berechtigt, die Aushändigung der 
Pfandbriefe zu verlangen. Es hängt vielmehr von dem Ermeſſen der General⸗ 
direktion ab, ob ſie dem Darlehnsnehmer die Pfandbriefe aushändigen, oder ob 
ſie letztere für ſeine 1 verkaufen will, um ihm nur den Erlös zu zahlen. 

In welcher Art die Verſilberung zu bewirken iſt, darüber entſcheidet die 
Generallandſchafts⸗Direktion ſelbſtſtändig. Dem Darlehnsnehmer ſteht eine Ein⸗ 
wirkung hierauf nicht zu. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


